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Jetzt an die Urne!

3xNEIN

3xNEIN, c/o CVP Schweiz, Postfach 5835, 3001 Bern

Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 30. November 2014
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Antwort

Antwort
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MUSTERMUSTER

Wollen Sie die
Volksinitiative

«Schluss

mit den Steue
rprivilegien fü

r Millionäre

(Abschaffung
der Pauschalb

esteue-

rung)» annehm
en?

Wollen Sie die
Volksinitiative

«Stopp der

Überbevölkeru
ng – zur Siche

rung der

natürlichen Le
bensgrundlag

en» anneh-

men?

Wollen Sie die
Volksinitiative

«Rettet

unser Schwei
zer Gold (Gold

-Initiative)»

annehmen?
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Anzeige

Neuer Anlauf für Tierversuch-Stop
Tiere sollen nicht mehr für die Forschung eingesetzt werden. Ein Ostschweizer Komitee hat eine entsprechende Initiative geplant.
Es erntet allerdings Kritik – nicht nur aus der Pharmabranche, sondern sogar aus dem eigenen Lager.

EVELINE RUTZ

In der Schweiz sollen Tierversu-
che strikt verboten werden. «Sie
sind ethisch falsch, wissen-
schaftlich nicht nötig und oft
auch irreführend», sagt die
St. Galler Künstlerin Irene Varga,
die mit Gleichgesinnten daran
ist, eine Tierversuchsverbots-In-
itiative zu lancieren. Noch steht
der geplante Gesetzestext nicht
bis aufs letzte Komma fest. Das
Ziel ist jedoch klar: Tiere sollen
nicht mehr für die Forschung ge-
nutzt werden dürfen; der Export
und der Import von neuen Pro-
dukten, die auf Tierversuchen
basieren, sollen untersagt wer-
den. «Es gibt bessere Wege, um
zu Wissen zu gelangen», sagt
Varga, die an der ETH Natur-
wissenschaften studiert hat.
Tierversuche sind ihrer Ansicht
nach nicht aussagekräftig. «Men-
schen reagieren auf die geteste-
ten Substanzen anders als Tiere.»

«Zu wenig ausgereift»

Jeden Monat machen sich die
Tierfreunde in einer anderen
Stadt auf die Suche nach Verbün-
deten, die dereinst Unterschrif-
ten sammeln. Über 400 haben
sie bereits gefunden. Varga ist
überzeugt, dass das Anliegen an
der Urne gute Chancen hätte.
Der Bevölkerung sei das Tier-
wohl wichtig, sagt sie.

Christopher Anderegg, der
den Verein zur Abschaffung der

Tierversuche in Zürich leitet und
zurzeit ganzseitige Inserate in
Tageszeitungen geschaltet hat,
ist weniger zuversichtlich. Ver-
gangene Abstimmungen hätten
gezeigt, dass es äusserst schwie-
rig sei, gegen die starke Lobby
der Pharmabranche sowie der
Hochschulen etwas auszurich-
ten. Tatsächlich lehnten 1993
72,2 Prozent ein Verbot ab; ein
Jahr zuvor hatte eine moderatere
Vorlage etwas besser abgeschnit-
ten. Anderegg bemängelt zudem,
dass im Komitee namhafte Fach-
leute fehlten.

Julika Fitzi, Expertin für Tier-
versuchsfragen beim Schweizer
Tierschutz (STS), äussert eben-
falls Kritik. «Der Initiativtext ist
zu wenig ausgereift», sagt sie. So
würden auch wenig belastende,
diagnostische Untersuchungen
untersagt, wie sie unter anderem
in der veterinärmedizinischen
Ausbildung gemacht würden.
«Man muss bereit sein, zu diffe-
renzieren.» Mittel bis stark belas-
tende Experimente lehnt der STS
entschieden ab. Er kritisiert zu-
dem, dass die Haltung von Ver-
suchstieren weniger streng ge-
regelt ist als jene von Haustieren.

Ein Problem für Universitäten

«Ein Verbot wäre eine Kata-
strophe für den Forschungs-
standort Schweiz», sagt Sara
Käch, Kommunikationschefin
von Interpharma, dem Verband
der Pharmaindustrie. Am gravie-

rendsten wären die Auswirkun-
gen laut Käch für die biomedizi-
nische Forschung an den Hoch-
schulen und an den Universitä-
ten. «Denn im Gegensatz zur
Pharmaindustrie, die ihre For-
schungszentren ins Ausland ver-
lagern könnte, haben sie keine
Alternative.» Käch warnt zudem
vor Nachteilen für die Patientin-
nen und Patienten, die auf inno-
vativen Behandlungsmethoden,
Impfstoffe sowie Medikamente
verzichten müssten. «Tierversu-
che sind unerlässlich, um festzu-
stellen, ob Arzneimittel zuverläs-
sig, sicher und wirksam sind.»

Hochburg der Tierversuche

Gemäss Gesetz müssen alle
Tierversuche von einer kantona-
len Kommission bewilligt wer-
den. Forscher müssen nachwei-
sen, dass es keine Alternative gibt
und der Nutzen für die Gesell-
schaft grösser ist als das Leiden
der Tiere. Tierversuchsgegner
Anderegg räumt ein, dass die
Schweizer Gesetzgebung im in-
ternationalen Vergleich ziemlich
streng ist. 2013 seien allerdings
98 Prozent der beantragten Ver-
suche bewilligt worden.

STS-Vertreterin Fitzi führt dies
unter anderem auf die Komplexi-
tät der Experimente zurück. Die
Kommissionen billigten den For-
schern ein höheres Know-how
zu. Sie machten zuweilen Auf-
lagen, lehnten aber kaum Pro-
jekte ab. «Sie dürften ruhig etwas

mutiger sein.» In der Schweiz
werden relativ viele Tiere für For-
schungszwecke genutzt: Pro Jahr
sind es rund 600 000, in allen EU-
Staaten etwa 12 Millionen.

Das Verbot als Chance

Der Grundsatz «Kontrolle statt
Verbote» habe sich in der
Schweizer Forschungspolitik be-
währt, sagt Sara Käch von Inter-
pharma. Er sei in breiten Bevöl-
kerungskreisen akzeptiert. Ge-
mäss einer aktuellen Studie des
Forschungsinstituts gfs.bern ak-
zeptieren 58 Prozent der Befrag-
ten Tierversuche als «notwendi-
ges Übel», wenn sie unerlässlich
sind. Rund 34 Prozent lehnen
Tierversuche hingegen grund-
sätzlich ab. Tierfreundin Varga
findet, dass die Zeit reif ist, um
das Stimmvolk erneut nach sei-
ner Meinung zu befragen. Sie
spricht von einer Chance. «Die
Schweiz könnte zum globalen
Zentrum für eine vegane Medi-
zin und Forschung werden.»
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Irene Varga
Tierschützerin
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600000 Tiere werden hierzulande jährlich für Versuche eingesetzt.

Werner Faymann inspiziert
das Schweizer Steuersystem
AARAU. Der österreichische Bun-
deskanzler Werner Faymann liess
sich gestern in Aarau über das
schweizerische Steuersystem in-
formieren. Er interessierte sich
dabei insbesondere für die Aar-
gauer Vermögenssteuer und die
Selbstdeklarationspflicht. Der
Vorteil am schweizerischen Sys-
tem sei es, dass es ein gewisses
Grundvertrauen in die Bevölke-
rung gebe, sagte Faymann. «Jeder
kennt seine Pflichten, und man
baut nicht ein System auf, wo
man zu Hause nachforscht, in
die Wohnungen geht, um nach-
zuschauen, was hat denn der.
Das braucht man nicht.»

Beeindruckt von Verantwortung

Beeindruckt zeigte sich Fay-
mann, dass in der Schweiz ein
System besteht, das an die Ver-

antwortung appelliert. «Ohne
diese Selbstverantwortung kann
eine Gesellschaft nicht funktio-
nieren», sagte der Bundeskanzler
und SPÖ-Parteivorsitzende. Fay-
mann stellte als Nachteil fest,
dass es bei den Vermögens-
steuern, die einzig in den Kan-
tonen erhoben werden, tiefe
Freigrenzen gibt.

Widmer-Schlumpf dankt

Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf, die am Arbeitstreffen
teilnahm, sagte, man anerkenne,
dass die Schweiz ein gutes und
austariertes Steuersystem habe.
Die Finanzministerin bedankte
sich bei Faymann auch für die
immer gute Unterstützung im
Verhältnis der Schweiz zu Europa.
«Wir haben einen schwierigen
Weg vor uns», sagte sie. (sda)

Genf will Arbeitslosen bei
Jobsuche noch mehr helfen
GENF. Genf baut das in der
Schweiz einmalige Prinzip, ar-
beitslose Bewerber aus dem
Kanton bei Stellenausschreibun-
gen zu bevorzugen, weiter aus.
Neu sollen auch staatsnahe Be-
triebe vor allem arbeitslose Gen-
ferinnen und Genfer einstellen.
Damit soll die Arbeitslosenquote
gesenkt werden. Diese Personal-
politik gilt bereits für die kanto-
nale Verwaltung.

Höchste Arbeitslosenquote

Es sei keine Schande, den
Genfer Arbeitslosen Vorrang zu
geben, wenn sie über die not-
wendigen Qualifikationen ver-
fügten, sagte Staatsrat Mauro
Poggia. Die Bevorzugung von
Genfern stammt vom rechten
Mouvement Citoyens Genevois

(MCG), dem auch Poggia ange-
hört. Er erinnerte daran, dass der
Kanton Genf nach wie vor die
höchste Arbeitslosenquote der
Schweiz aufweise.

Bisher keine grossen Folgen

Nun sollen auch vom Kanton
subventionierte Betriebe offene
Stellen zunächst dem Amt für
Arbeit melden, das dann Kandi-
daten vorschlagen kann. Wenn
keine der vorgeschlagenen Per-
sonen angestellt wird, muss dies
gegenüber dem Amt begründet
werden. Die in der Schweiz ein-
zigartige Personalpolitik sorgte
in Genf für viel Aufsehen, blieb
bisher aber ohne grosse Folgen.
Das dürfte auch daran liegen,
dass die Anwendung nicht syste-
matisch kontrolliert wird. (sda)


